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SKRIPT

Arbeitsdefinition Völkerrecht
Arbeitsdefinition: Völkerrecht ist das Recht zwischen Staaten, mit dem diese ihre Beziehungen untereinander sowie ihre allgemeinen internationalen Ordnungs- und Gestaltungsaufgaben regeln. Staaten sind in diesem Zusammenhang definiert durch ihr Territorium (Grenzen), ihr Volk und die in ihrer politischen Organisation begründete Fähigkeit, ihre politischen Angelegenheiten selbst und unabhängig von anderen Staaten zu regeln – (Klassische Definition: Zwischenstaatliche Beziehungen).

1 Klassisches – Modernes – “Postmodernes” Völkerrecht (Entwicklungsstufen und Entwicklungsstrukturen)

Die klassische Phase

Als klassische Phase des Völkerrechts kann die Phase vom Westfälischen Frieden bis zum Wiener Kongreß bezeichnet werden. Die Wende zum modernen Völkerrecht hin beginnt mit der Amerikanischen und der Französischen Revolution, also mit politischen Ereignissen, die zwar zeitlich noch in der klassischen Phase des Völkerrechts liegen, zugleich aber das Ancien Régime dieser Epoche geistes- und ideengeschichtlich beenden. Beide Revolutionen legen zugleich Grundlagen für das Moderne Völkerrecht und führen über die Europäische Völkerrechtsordnung hinaus (1648 bis 1818). 

Herausbildung des Europäischen Völkerrechts

Zwischenstaatliche Rechtsregeln, die nicht aus dem nationalen Recht der beteiligten Staaten gewonnen wurden, haben sich nicht nur in Europa, sondern auch auf dem vorkolonialen indischen Subkontinent, in Fernost und in anderen Teilen der Welt herausgebildet. Dem europäischen Völkerrecht der beginnenden Neuzeit kommt die Bedeutung zu, dass aus verschiedenen Gründen im wesentlichen nur dieser Bereich des Völkerrechts zur Grundlage des universalen modernen Völkerrechts geworden ist.

Dreissigjähriger Krieg - Westfälischer Friede

1618-1648 – Dreißigjähriger Krieg (Beginn mit dem „Prager Fenstersturz“ und Beendigung im Westfälischen Frieden

Weltlicher Kampf konfessionell begründeter universalistischer Konzepte zur Vormachtstellung in Europa (Haus Habsburg, französischer Kaiser, König Gustav Adolf von Schweden) und zu ihrer Verhinderung durch nicht-universalistische neue Kräfte (protestantische deutsche Landesfürsten in – zwiespältiger - Koalition mit Gustav Adolf von Schweden) – Katholizismus, Protestantismus, Ostsee-Gothizismus (wirtschaftlich-militärische Interessen Schwedens auf dem Kontinent)

1648 – Westfälischer Friede (bestehend aus Frieden von Münster und Frieden von Osnabrück)

In der Staatenpraxis markiert der Westfälische Friede von 1648 nach zumindest in Europa verbreiteter Einschätzung die Grundlage und den Beginn einer neuen politischen Ordnung: Den territorial definierten Staat (Souveränität)

Der Westfälische Friede (vom 30. Januar und 24. Oktober 1648, Friedensverträge von Münster und Osnabrück) beendete den Dreissigjährigen Krieg zwischen Katholischen und Protestantischen Europäischen Mächten. Der Friedensschluß enthält die strikte Absage an die Rechtmäßigkeit jeglicher Intervention aus religiösen Gründen. Mit individueller Religionsfreiheit in unserem heutigen Sinne hat diese Bestimmung nichts zu tun. Mit ihr wurde vielmehr das politische Prinzip aufgestellt: “cujus regio, ejus religio“, also: der jeweilige souveräne Landesfürst bestimmt die Religion seiner Untergebenen. Auch religiöse Minderheiten erhielten keine eigenen Religionsfreiheiten für ihre abweichende Religion. Andersgläubige, die sog. Dissidenten, waren jedoch berechtigt, in ein Land ihrer Wahl zu emigrieren. Der Staat war unabhängig geworden von der Kirche. Ungefähr dreihundert Staaten, Kleinstaaten, Fürsten- und Herzogtümer bildeten die Überreste des Heiligen Römischen Reiches. Sie erhielten das – mit gewissen Restriktionen versehene - Recht, Allianzen mit ausländischen Mächten einzugehen. Der Westfälische Friede hat somit ein internationales System unabhängiger Mächte geschaffen, die keine höhere Autorität über sich selbst anerkannten.

- Westfälischer Friede (Textauszug)-

Artikel I

(Allgemeine Friedensverpflichtung)

„Es möge ein christlicher allgemeiner und immerwährender Friede sowie wahre und aufrichtige Freundschaft herrschen zwischen der Heiligen Kaiserlichen Majestät, dem Hause Österreich mit allen seinen Verbündeten und Anhängern und deren jeglichen Erben und Nachfolgern, insbesondere dem katholischen König, den Kurfürsten, Fürsten und Ständen des Reichs einerseits und der Heiligen Königlichen Majestät und dem Königreich Schweden mit allen Verbündeten und Anhängern und deren Erben und Nachfolgern, insbesondere dem Allerchristlichsten König und den betreffenden Kurfürsten, Fürsten und Ständen des Reiches andererseits; und dieser Friede soll so aufrichtig und ernstlich eingehalten und beachtet werden, dass jede Partei Nutzen, Ehre und Vorteil der anderen fördere und dass sowohl auf Seiten des gesamten Römischen Reiches mit dem Königreich Schweden als auch auf Seiten des Königreichs Schweden mit dem Heiligen Römischen Reiche vertrauensvolle Nachbarschaft, wahrer Friede und echte Freundschaft neu erwachse und erblühe.“

Art.V

Konfessionelle Verhältnisse im Reich

„Da aber die Beschwerden, die von den Kurfürsten, Fürsten und Ständen des Reiches beider Konfessionen erhoben wurden, die eigentliche Ursache und den Anlaß zum gegenwärtigen Kriege geliefert haben, wurde deswegen hierüber folgende Übereinkunft und Vergleich geschlossen:

§ 1

(Bestätigung des Passauer Vertrags und des Augsburger Religionsfriedens)

„Der im Jahre 1552 zu Passau geschlossene Vertrag sowie der wenig später im Jahre 1555 geschlossene Religionsfriede, wie er 1566 zu Augsburg und danach auf verschiedenen Reichstagen des Heiligen Römischen Reichs bestätigt worden ist, soll in all seinen Artikeln mit einmütiger Zustimmung des Kaisers, der Kurfürsten, Fürsten und Stände beider Konfessionen angenommen und beschlossen werden, als gültig anerkannt und als heilig und unverletzlich eingehalten werden. Was aber über einige streitige Artikel im gegenwärtigen Vertrag durch einstimmigen Beschluß der Parteien festgelegt worden ist, soll als eine für immer gültige Auslegung des besagten Friedens angesehen werden, die sowohl bei Gericht als auch anderen Orts zu beachten ist, bis man sich durch Gottes Gnade über die Religionsfragen verglichen haben wird, unbeschadet des von Geistlichen oder Laien innerhalb oder außerhalb des Reiches zu irgendeiner Zeit erhobenen Widerspruchs oder Protests, der kraft gegenwärtigen Vertrages insgesamt für unwirksam erklärt wird. In allen übrigen Punkten aber soll zwischen sämtlichen Kurfürsten, Fürsten und Ständen beider Bekenntnisse vollständige und gegenseitige Gleichheit herrschen, soweit dies der gesamten Verfassung des Reiches, den Reichsgesetzen und dem gegenwärtigen Vertrag gemäß ist, und zwar in der Weise, dass das, was für den einen Teil Recht ist, auch für den anderen Teil Recht sein soll und alle Gewaltanwendung, wie überall so auch hier, zwischen beiden Parteien für immer untersagt ist.

....

§ 9

(Ausschluß des Mehrheitsprinzips in Religionsangelegenheiten)

„Ein Mehrheitsentscheid soll in Angelegenheiten, die die Religion mittelbar oder unmittelbar betreffen, keineswegs erfolgen und soll auch den Bürgern im Heiligen Römischen Reich, die der Augsburgischen Konfession angehören, ebenso wenig zum Nachteil gereichen wie den Kurfürsten, Fürsten und Ständen. Sollten die Katholiken die Stimmenmehrheit in diesen oder irgendwelchen anderen Angelegenheiten zum Nachteil der Angehörigen der Augsburgischen Konfession missbrauchen, dann soll es diesen kraft gegenwärtigen Vertrags vorbehalten sein, die Vornahme eines Wechsels im Amt des fünften Inneren Ratsherrn und andere gesetzliche Maßnahmen zu verlangen.“

....

§ 30

(Reformations- und Emigrationsrecht)

„Was weiter die Grafen, Freiherrn, Adeligen, Vasallen, Kommenden, Gemeinden und die unmittelbar den geistlichen und weltlichen Reichsstände Unterworfenen betrifft, so ist, da diesen reichsunmittelbaren Ständen nach allgemeinem Reichsherkommen neben der Landesherrschaft auch das Reformationsrecht zusteht und den Untertanen dieser Reichsstände schon seit dem Religionsfrieden das Recht der Auswanderung für den Fall gewährt worden ist, dass sie anderen Bekenntnisses als der Landesherr sind, und überdies zum Zwecke der Aufrechterhaltung größerer Eintracht unter den Ständen sichergestellt wurde, dass niemand fremde Untertanen des anderen zu seinem Bekenntnisse herüberziehen oder deswegen verteidigen und schützen oder auf andere Weise helfen soll, ist bestimmt worden, dass diese Vereinbarung auch künftig von den Ständen beider Bekenntnisse beachtet und keinem Reichsstand das Recht, das ihm gemäß der Landeshoheit in Religionsangelegenheiten zusteht, geschmälert werden soll.

...

§ 32

(Restitution aufgrund der Normaljahrsregelung)

„Wer aber auf irgendeine Weise beeinträchtigt worden oder seiner Besitztümer verlustig gegangen ist, soll ausnahmslos und vollständig in den Rechtszustand wiedereingesetzt werden, in dem er sich im Jahre 1624 befunden hat. Das gleiche gilt für die katholischen Untertanen von Reichsständen der Augsburgischen Konfession, denen im besagten Jahr 1624 die öffentliche oder private Ausübung der katholischen Religion zustand.“

....

§ 35

(Verbot konfessioneller Diskriminierung)

„Ob die Untertanen aber katholischen Glaubens oder Augsburgischer Konfession sind, sollen sie doch nirgends wegen ihres Bekenntnisses verachtet und auch nicht aus der Gemeinschaft der Kaufleute, Handwerker und Zünfte, von Erbschaften, Vermächtnissen, Spitälern, Siechenhäusern, Almosen und anderen Rechten oder Geschäften, noch viel weniger von den öffentlichen Friedhöfen und einem ehrenhaften Begräbnis ausgeschlossen werden. Von den Hinterbliebenen sollen für das Begräbnis auch keine anderen Kosten gefordert werden, als die Pfarrkirche gewöhnlich für die Beerdigung zu nehmen berechtigt ist; vielmehr sollen sie in diesen und ähnlichen Fällen in gleicher Weise wie ihre Mitbürger Recht, Gerechtigkeit und Schutz genießen.“

...

Artikel VI

(Ausscheiden der Eidgenossenschaft aus dem Reichsverband)

„Nachdem ferner die Kaiserliche Majestät auf die Beschwerden, die im Namen der Stadt Basel und der ganzen Eidgenossenschaft wegen zahlreicher vor dem Reichskammergericht gegen die genannte Stadt und andere verbündete Orte der Schweiz, ihre Bürger und ihre Untertanen geführter Prozesse und erlassener Vollstreckungsbefehle vor die versammelten kaiserlichen Bevollmächtigten des gegenwärtigen Kongresses gebracht worden sind, nach Einholung von Rat und Urteil der Reichsstände durch kaiserliches Dekret vom 14. Mai des vergangenen Jahres erklärt hat, dass die genannte Stadt Basel und die übrigen Orte der Schweiz völlige Freiheit und Exemtion vom Reich haben und in keiner Weise den Gerichtshöfen und Gerichten des Reiches unterworfen sein sollen, ist beschlossen worden, dass diese Regelung in den gegenwärtigen öffentlichen Friedensvertrag aufgenommen, als gültig und wirksam anerkannt werden und alle Prozesse dieser Art einschließlich der damit zusammenhängenden und zu irgendeiner Zeit erlassenen Verfügungen ganz und gar nichtig und ungültig sein sollen.“

Art.VII

(Gleichstellung des Reformierten Bekenntnisses)

...

Art.XVII

(Rechtsfolgen des Friedensschlusses)

„§ 1 Die kaiserlichen, königlichen und reichsständischen Gesandten und Bevollmächtigten versprechen, dass der in dieser Form geschlossene Friede vom Kaiser wie von der Königin von Schweden und von den Kurfürsten, Fürsten und Ständen des Heiligen Römischen Reiches in der von beiden Seiten genehmigten Form ratifiziert werden wird, und dass sie dafür einstehen, dass die förmlichen Ratifikationsurkunden innerhalb von acht Wochen – vom Tage der Unterzeichnung an gerechnet – hier in Osnabrück überreicht und gegenseitig ausgetauscht werden.

§ 2 Auch soll zur größeren Gewähr und Sicherheit sämtlicher Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags dieser als ein immerwährendes Verfassungsgesetz des Reiches wie alle anderen Reichs- und Reichsgrundgesetze ausdrücklich dem nächsten Reichsabschied und der kaiserlichen Wahlkapitulation eingefügt werden und für alle An- und Abwesenden, Geistlichen wie Weltlichen, seien sie Reichsstände oder nicht, gleichermaßen verbindlich sowie den Räten und Beamten des Kaisers wie der Reichsstände, auch den Richtern und Beisitzern aller Gerichte als eine für immer zu beachtende Regel vorgeschrieben werden.

...

(Friedensverpflichtung der Vertragsparteien)

§ 5 Der geschlossene Friede soll uneingeschränkt in Kraft bleiben und alle Vertragsparteien verpflichten, sämtliche Bestimmungen dieses Friedens gegenüber jedermann ohne Unterschied des Bekenntnisses zu schützen und zu verteidigen. Sollte aber hiergegen verstoßen werden, so soll der Geschädigte den Schädigen zunächst abmahnen, danach jedoch die Sache selbst einem gütlichen Vergleich oder einer rechtlichen Entscheidung unterwerfen.

(Friedenssicherung)

§ 6 Wenn aber ein solcher Streit durch keines dieser Mittel innerhalb von drei Jahren zu ende gebracht werden kann, so sollen die an diesem Vertrag Beteiligten verpflichtet sein, sich mit dem Verletzten in Rat und Tat zu verbinden und auf den Hinweis des Verletzten, dass weder der Weg einer gütlichen Einigung noch der Rechtsweg zum Ziel geführt haben, zur Abwehr des Unrechts zu den Waffen zu greifen, jedoch unbeschadet der einem jeden zustehenden Gerichtsbarkeit und aller für jeden Fürsten oder Stand geltenden Gesetze und Ordnungen.“

Westfälischer Friede: völkerrechtliche Bedeutung

1. Beendigung des Dreissigjährigen Krieges zwischen katholischen und protestantischen Mächten in Europa;

2. Strikte Absage an die Rechtmäßigkeit jeglicher Intervention aus religiösen Gründen;

3. Aufstellung des politischen Prinzips: „Cuius Regio, eius Religio“ (der jeweilige souveräne Landesfürst bestimmt die Religion seiner Untergebenen);

4. Andersgläubige, sog. Dissidenten, waren berechtigt, in ein Land ihrer Wahl zu emigrieren;

5. Unabhängigkeit des Staates von der Kirche;

6. Die etwa dreihundert Staaten, Kleinstaaten, Fürsten- und Herzogtümer des Heiligen Römischen Reiches erhielten in gewissem Umfang das Recht, Allianzen mit ausländischen Mächten einzugehen;

7. Der Westfälische Friede schuf ein internationales System unabhängiger Territorialmächte, die keine höhere Autorität über sich anerkannten;

8. Der Westfälische Friede gründete dieses internationale System nicht nur auf zwischenstaatliche Bestimmungen, sondern auch auf Anforderungen an die nationale Staatsverfassung, insbesondere an das rechtliche Verhältnis von Staat und Kirche.

9. Mit der Beteiligung der Reichsstände am Friedensschluß sind nicht nur die höchsten Staatsrepräsentanten, die Kaiser und Könige, sondern auch die im Heiligen Römischen Reich maßgeblichen politischen Kräfte in die Friedensverträge förmlich einbezogen worden. Sie wurden mit berechtigt und verpflichtet. 

Rationalistische Völkerrechtstheorien

Hobbes (Leviathan, Krieg aller gegen alle)

„The Law of Nations and the Law of Nature is the same thing. And every Sovereign has the same Right, in procuring the safety of his People, that any particular man can have, in procuring the safety of his own body. And the same Law, that dictates to men that have no Civil Government, what they ought to do, and what to avoid in regard of one another, dictates the same to Commonwealths, that is, to the Consciences of Sovereign Princes, and Sovereign Assemblies; there being no Court of Natural Justice, but in the Conscience only; where not Man, but God reigneth; whose Laws in respect of God, as he is King of Kings, are Laws” (Leviathan, chapter XXX).” Subjekte des so verstandenen Völkerrechts (- Völkerrechtsfähigkeit) sind definitionsgemäß nur die Staaten. Weil es für sie keine gemeinsame Gewalt gibt, ist der Naturzustand der Zustand des Rechtes aller auf alles und des Krieges aller gegen alle, in dem Gewalt und List die Kardinaltugenden sind. Das Fundament des natürlichen Rechts ist die Selbsterhaltung; aus ihr leitet die Vernunft die natürlichen Gesetze ab. Wer die Macht habe, solle den Frieden suchen, wem es an Macht fehle, der soll sich Hilfe sichern. Hobbes empfiehlt daher Bündnis- und Schiedsverträge. Erst durch die Verträge komme der Maßstab für Recht und Unrecht auf. Die Regel – pacta sunt servanda beruht darauf, dass die Vertragsverletzung ein Unrecht, also ein Widerspruch des Versprechenden mit sich selbst ist. 

- Diese individualistische Extremposition Hobbes hat sich in dieser Epoche nicht durchsetzen können.

(6) Souveränitätsgedanke

Bodin

In den six livres de la république definiert Bodin Souveränität in erster Linie durch die Souveränitäts- oder Majestätsrechte. Dabei handelt es sich um die staatlichen Hoheitsrechte, insbesondere das Recht der Gesetzgebung. Wer über das Gesetzgebungsrecht verfügt, ist nach Bodin Souverän des Staates. Daher ist für Bodin der Souverän der jeweilige Herrscher. Souveränität im Sinne Bodins ist Herrschersouveränität (personal). Herrscher können eine einzelne Person oder eine Personenmehrheit sein (monarchische, aristokratische oder demokratische Staatsverfassung). Nach Bodins eigener Auffassung konnte die Souveränität nur Bestand haben, wenn ein einziges Individuum ihr Subjekt ist. Der Regelfall ist daher nach ihm die Fürstensouveränität. Um dem faktischen Dualismus von Herrscher und Ständen Rechnung zu tragen, unterschied Bodin zwischen Staatsform (status reipublicae) und Regierungsform (ratio imperandi). Staaten mit aristokratischer Staatsform und monarchischer Regierungsform waren nach ihm durchaus möglich (- Repräsentationsproblem?). 

- Danach war das Reich keine Monarchie, weil das Gesetzgebungsrecht in der Hand der den Reichstag beherrschenden Reichsstände lag und nicht beim Kaiser. Bodin qualifizierte das Reich als Aristokratie.

Die USA und Europa – Entstehungselemente des Modernen Völkerrechts

1. 1775-1783 – Amerikanischer Unabhängigkeitskrieg

1776 – Amerikanische Unabhängigkeitserklärung

Selbstbestimmungsrecht

(1) Amerikanische Unabhängigkeit von 1776

European states, however, were also confronted with new problems in the wake of the American rebellion against Great Britain. The American Declaration of Independence of 1776, invoking the principle of self-determination, had led to the recognition after seven years of war of a new subject of international law by the mother country. 

- American Declaration of Independence of 1776 -

12. Juni 1776 – Virginia Bill of Rights

„Pursuit of Happiness“, Volkssouveränität

Französische Revolution

1789 Freiheit – Gleichheit – Brüderlichkeit
Volkssouveränität

Gedankengut der Revolution (Rousseau), gerichtet gegen das ancien régime (absolutistischer Staat). 

An die Stelle absoluter Staatsgewalt des Territorialherrschers, der von Gott in diese Position eingesetzt worden war, trat die Idee absoluter Rechte jedes Menschen – Erklärung der Menschenrechte. Die Rechte des Menschen dieser Deklaration waren Rechte des Bürgers („bourgois“), gewaltsam erkämpft auf der Straße gegen das alte Régime (Sturm auf die Bastille, später: Terrorrégime der Jakobiner).

Die Menschenrechte der Menschenrechtsdeklaration waren „angeborene Rechte“ (inherent rights), die jedem Menschen kraft seines Menschseins zustanden. Für eine „Verleihung“ solcher Rechte durch die Staatsmacht oder die Kirche ließ dieses naturrechtliche Konzept keinen Raum. 

Herausforderungen und potentielle Weiterentwicklungen des klassischen Konzepts des Völkerrechts durch die Französische Revolution

· Die Souveränität des Territorialstaats besteht als Konzept fort. Das Element der zentralen Regierungsmacht bedarf jedoch nunmehr einer neuen Erklärung. Die staatliche Regierungsmacht kann nicht mehr absolutistisch-metaphysisch als eine unbeschränkte Fürstengewalt verstanden werden. Sie bedarf besonderer Legitimität. Legitim ist diejenige exekutive Staatsgewalt, die im Einklang mit dem Volkswillen begründet und ausgeübt wird.

· Das bedeutet keine Absage an im Schwerpunkt zwischenstaatliche Völkerrechtsbeziehungen. Zur bloßen Existenz zweier Staaten, zwischen denen völkerrechtliche Beziehungen bestehen, tritt jedoch – zumindest latent – die Erwartung beiderseits legitimer Staatsgewalt. Im Umfang dieser Erwartung tritt ein Verbot der Einmischung in die inneren Verhältnisse von Staaten (Interventionsverbot) zurück.

· Die Idee des Territorialstaats mit ausschließlicher Staatsgewalt innerhalb seiner Grenzen verband sich in der Französischen Revolution mit dem Gedanken der Nation. Die Nation, d.h. das als politische Einheit gedachte Volk der Franzosen, war Träger der Staatsgewalt. Dem Gleichheitsgedanken der Französischen Revolution entsprach es, den Nationalstaat als politisches Ordnungskonzept für alle Staaten zu fordern. Zugleich lag hierin die Gefahr ethnischer, rassischer etc. Ideologisierung und Verabsolutierung (ethnische Säuberung, Völkermord, Apartheid). 

· Am Anfang und am Ende der Französischen Revolution steht die aus der amerikanischen Revolution übernommene Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht des Volkes. Während sich dieses Selbstbestimmungsrecht nach innen als Grundlage demokratischer Staatsorganisation durchsetzen konnte, ist es als völkerrechtliches Prinzip für die zwischenstaatliche Ordnung der Staaten stets umstritten geblieben. Aus der Sicht etablierter Regierungsmacht wird dem Selbstbestimmungsrecht des Volkes als Instrument zur Destabilisierung demokratisch errichteter Staatsgewalt in der Regel jegliche Rechtsqualität abgesprochen.

Revolutionskriege und napoleonische Kriege gegen die europäischen Mächte

1791-1815

· Militärische Umwälzungen im Zuge der Französischen Revolution. Aus den früheren Fürstenherren wird eine von der ganzen Nation getragene Revolutionsarmee: Allgemeine Wehrpflicht, stehendes Heer. 

· Die militärische Kräfteverschiebung zugunsten Frankreichs bedeutet das Ende der Europäischen Gleichgewichtsordnung (seit dem Frieden von Utrecht 1713).

· Durchsetzung des Nationalstaatskonzepts in Frankreich

Napoléon

Im November 1816 gab Napoleon I. auf St. Helena eine Stellungnahme ab, die seine – gescheiterte – Vision eines künftigen Europas enthielt:

„ Eines meiner wichtigsten Anliegen war die Zusammenführung, die Konzentrierung der von den Revolutionen und von der Politik aufgelösten, aufgeteilten, gleichen Völker, die geographisch zusammengehören. So zählt man in Europa, wenn auch verstreut, mehr als dreißig Millionen Franzosen, fünfzehn Millionen Spanier, fünfzehn Millionen Italiener, dreißig Millionen Deutsche; ich hätte hier gern aus jedem dieser Völker eine einheitliche Nation gemacht (un seul et meme corps de nation). Mit einem solchen Gefolge wäre es schön gewesen, der Nachwelt und dem segnenden Dank der Jahrhunderte entgegenzugehen. Ich fühlte mich dieses Ruhmes würdig.

Nach dieser großzügigen Vereinfachung wäre es leichter möglich gewesen, sich dem erträumten, schönen Ideal der Zivilisation hinzugeben: in diesem Stand der Dinge hätte man größere Aussichten gefunden, überall die Einheit der Gesetzbücher, der Prinzipien, der Meinungen, der Gefühle, der Ansichten und der Interessen herbeizuführen. Dann hätte man vielleicht dank der allgemein verbreiteten Aufklärung daran denken dürfen, die große europäische Familie nach Art des amerikanischen Kongresses oder des Amphiktyonenbundes zu gestalten; und welche Aussichten der Kraft, der Größe, des Genusses, des Gedeihens hätten sich damit eröffnet! Welches großartige, erhebende Schauspiel! 

(Übersetzung Ernst Reibstein, Völkerrecht. Eine Geschichte seiner Ideen in Lehre und Praxis, Band II, 1963, S.354).

Amerika – Europa nach der Französischen Revolution
17. September 1796 – Abschiedsbotschaft Präsident George Washingtons

Gedanke der friedlichen Koexistenz (im Verhältnis USA – Europa)

2. Dezember 1823 – Monroe Doktrin

Einseitig erklärtes Einmischungsverbot: keine Erweiterung von Kolonien europäischer Mächte auf einem der beiden amerikanischen Subkontinente

Nationalitätsprinzip und Selbstbestimmung

Kardinal Nikolaus von Cues (Cusanus)

Es gibt keinen anderen legitimen und gottgewollten Entstehungsgrund irgend einer irdischen Gewalt als die freiwillige Übereinstimmung der Unterworfenen. Auch der konstituierte Herrscher bleibt in engeren und weiteren Verbänden lediglich der Verwalter des Gesamtrechts und der Träger des Gesamtwillens. Nur indem er sich als Geschöpf der Gesamtheit der Untertanen weiß, wird er zum Vater der einzelnen. Nach wie vor bleibt er der Gesetzgebung unterworfen, die nach der Natur des Gesetzes, dessen bindende Kraft aus dem Konsens der Verbundenen stammt, notwendig der Gesamtheit zusteht. So wie er von der Gesamtheit gewählt wird, so empfängt er lediglich in den Ggrenzen seiner Vollmacht administratio und iurisdictio, unterliegt bei deren Ausübung einer fortwährenden Kontrolle und kann bei Überschreitung seiner Amtsbefugnisse vom Volk gerichtet und abgesetzt werden.

(Concordantia catholica III, 4 u. 41, zitiert aus der Übersetzung von Reibstein, Völkerrecht. Eine Geschichte seiner Ideen in Lehre und Praxis, Band II, 1963, S.339)

(2) Monroe Doctrine

The Independence of North-American States from Great Britain was followed at the beginning of the nineteenth century by the independence of Latin American states from Spain and Portugal. The dissiociation from Europe was expressed in the doctrine proclaimed by President Monroe in 1823 against European intervention in the Western hemisphere. The Monroe doctrine, never accepted as a legal one in Europe, however, was to become the basis for numerous interventions by the USA in Latin America. Nervertheless, the United States and Latin American countries remained within the system of European international law and made significant contributions to its development.

Monroe Doctrine

(a) The first principle, known as the “non-colonisation” principle was to the effect that the United States had an interest in ensuring that no part of the American Continent which was terra nullius should become subject to the sovereignty of any European Power;

(b) The second principle, know as the “non-intervention principle” was to the effect that: “it is impossible that the allied powers should extend their political system to any portion of either continent without endangering our peace and happiness; nor can anyone believe that our southern brethren, if left to themselves, would adopt it of their own accord. It is equally impossible, therefore, that we should behold such interposition, in any form, with indifference.”

· International arbitration, peaceful settlement of disputes (USA)

· Regional International Law of South American states 

Restauration und Nationalstaatlichkeit in Europa (1815 – 1871)

Wiener Kongress von 1815 

· Alliance (common interest directed against the French hegemony)

· Balance of power

· Great Powers

Schlußakte des Wiener Kongresses

Wiener Kongreß

Merkmale der neuen Ordnung

1. Prinzip des Mächtegleichgewichts auf dem Europäischen Kontinent

2. Die Bestätigung Großbritanniens als führende See- und Welthandelsmacht

3. Der Gedanke der Legitimität und das Gefühl der Solidarität der alten Mächte des vorrevolutionären Europa in der Abwehr nationaler und liberaler Bewegungen.

Deutsch-Französischer Krieg

1870-71 – Gründung des Deutschen Reiches und Friede von Frankfurt. Elsaß-

Lothringen fällt an das neu gegründete deutsche Reich

Nationalstaatlichkeit

Im Nationalstaatsgedanken vereinigen sich das klassische Konzept ausschließlicher territorialer Staatsgewalt mit der politischen Selbständigkeit des Volkes als Nation. Die nationale Unabhängigkeit des Volkes wird zur Grundlage der Forderung nach politischer Selbstorganisation, wo immer noch Reste an absoluter Staatsgewalt fortbestanden, die nicht von der Nation (= dem politisch im Staat vereinigten Volk) getragen wurden.

(1) Das Verständnis von „Nation“ ist uneinheitlich. In Frankreich ist es das im Staat politisch vereinigte Volk. In Deutschland ist es eine kulturell-geistige Einheit, die sich nicht mit der staatlichen Einheit deckt. 

(2) Entstehungsgrund und Bestandskraft ist in jedem Fall der Wille zur politischen Einheit eines Volkes

(3) Ideologie und Wissenschaft (Wirklichkeit) trennen sich bei der Frage, wie politische Einheit entsteht und was sie am Leben erhält (Realfaktoren, Metaphysik) – Verständigung über gemeinsame politische Ziele und Aufgaben (Realfaktor) – gemeinsame Sprache (zwiespältig, s. Schweiz, Abgrenzung zum Nationalitätenstaat)

(4) Mit dem Nationalstaat des 19. Jahrhunderts ist zumeist ein Staat gemeint, der die Hauptmasse des geschlossenen Siedlungsgebiets eines Volkes umfasst und so die Lebensgrundlage und die politische und kulturelle Lebensform dieses Volkes ist.

(5) Mit den Nationalstaaten entsteht das Problem des Status und der Behandlung ethnischer Minderheiten im Staat und die Frage nach völkerrechtlich abgesicherten Minderheitsrechten (Autonomiestatus).

Industrialisierung der Großmächte und Freihandelssystem

Seit 1830 – Beginn der Industrialisierung in Großbritannien

Britisches Empire (Imperialismus)

1850-1857 – Bau des Eisenbahnnetzes in Deutschland (Preußen, Staaten des Norddeutschen Bundes, Süddeutschland)

1865 Ende des amerikanischen Bürgerkriegs (Sieg der Union über die Föderation der Südstaaten)

1860 – Cobden-Vertrag zwischen Großbritannien und Frankreich:

 Meistbegünstigungsklausel

Handelsschiedsgerichtsbarkeit

Jay-Treaty

Name des „Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrags“ zwischen Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika 1794. Dieser Vertrag wurde zum Mustervertrag für gleichartige Verträge, die Großbritannien und die USA, später alle Handel treibenden Nationen, im Interesse der Begründung, des Schutzes und des Ausbaus ihrer internationalen Handelsbeziehungen schlossen.
Fremdenrecht

Völkerrechtliche Staatenverantwortlichkeit für Unrechtshandlungen gegenüber Ausländern unter fremder Jurisdiktion

(1) Anspruchstellender Staat – Personalhoheit über einen verletzten Ausländer

(2) Aufenthalt eines Ausländers unter der territorialen Jurisdiktionsgewalt des in Anspruch genommenen Staats

(3) Verletzung dieses Ausländers durch Behörden des Aufenthaltsstaats oder durch Dritte unter Missachtung völkerrechtlicher Standards

· Denial of Justice

· Lack of due diligence

(4) Schädigung des Ausländers

(5) Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsmittel (Local Remedies Rule)

(6) Anspruch auf Schadensersatz des Heimatstaats gegen den Aufenthaltsstaat

Haager Konventionen von 1898 und 1907

Beginn einer Kodifizierung von Teilbereichen des Völkerrechts (Kriegs- und Neutralitätsrecht)

· Haager Landkriegsordnung (LKO) 1907 – Übergang in das Völkergewohnheitsrecht: (1) Verbot der Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen) (2) Verbot der Tötung oder Verwundung von Feinden, die die Waffen gestreckt haben (3) Verbot, unverteidigte Städte, Dörfer, Wohnstätten oder Gebäude, mit welchen Mitteln es sei, anzugreifen oder zu beschießen (4) Ehre und Rechte der Familie, das Leben der Bürger und das Privateigentum sowie die religiösen Überzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet werden.

· II. Haager Übereinkommen vom 18.10.1907 – Verbot der Anwendung von Gewalt bei der Eintreibung von Vertragsschulden

· III. Haager Übereinkommen vom 18.10.1907 über den Beginn der Feindseligkeiten

Klassisches Völkerrecht (Zusammenfassung)

Grundelemente des klassischen Völkerrechts in seiner Entwicklung bis zum I. Weltkrieg:

· Absolute territorialstaatliche Souveränität: par in parem non habet jurisdictionem, one State one vote, Konferenz- und Konsensprinzip

· Weitgehend unbeschränktes Recht der Staaten zur Kriegführung als Mittel der Politik

· Friedliche Streitbeilegung (Westfälischer Friede, Jay-Treaty 1794 zwischen Großbritannien und USA betreffend den Grenzverlauf zwischen Kanada und den USA; Alabama-Streitfall 1871 – Washingtoner Regeln)

· Ausgefeiltes System des Abschlusses und der Einhaltung völkerrechtlicher Verträge (Staatenvertrag, Staatsoberhaupt, pacta sunt servanda)

· Verbot des Sklavenhandels

· Humanisierung des Kriegsrechts (Haager Friedenskonferenzen von 1899 und 1907)

· Fremdenrecht: Minimumstandard für den Schutz von Ausländern auf fremdem Territorium, diplomatischer Schutz durch den Heimatstaat (eigene Staatsangehörige auf fremdem Territorium, Investitionsschutz: bei Enteignungsmaßnahmen Entschädigungspflicht – just, prompt, effective).

Modernes Völkerrecht (Fragmente)
Grundelemente eines Modernen Völkerrechts, die das klassische Völkerrecht allmählich überlagert und zum Teil verdrängt haben:

· Unabhängigkeit neuer von “alten Staaten” (Europäische Großmächte)

· Forderung nach einem Selbstbestimmungsrecht der Völker als einem Rechtsprinzip (auch im Völkerrecht verankerte Rechtfertigungsbedürftigkeit oberster Staatsgewalt gegenüber der eigenen Bevölkerung)
· Menschenrechte und Grundfreiheiten als neue Rechtsprinzipien auch der internationalen Ordnung
· Die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten als neues Prinzip

(1) Zusammenbruch der Nationalstaatsepoche des liberalen Wirtschafts- und Militärimperialismus der Großmäche im Ersten Weltkrieg (1830 – 1914)

Weltpolitisch, weltwirtschaftlich und völkerrechtlich war der Erste Weltkrieg die Grundlage des Wechsels von der alten zur Überlagerung durch eine neue Völkerrechtsordnung

1917 – Eintritt der USA in den Ersten Weltkrieg auf Seiten der Alliierten

1917 – Präsident Wilson´s 14 Punkte (Verhandlungen über einen Friedensschluß)

Ende des britischen Empire

Ende des Deutschen Kaiserreiches (9. November 1919 Ausrufung der Republik)

Versailler Vertrag – „Bestrafung“ Deutschlands für die Führung eines Angriffskriegs

(2) US-Präsident Wilson´s 14 Punkte

Im Programm Wilsons sind die Grundsätze einer internationalen Ordnung verbunden mit konkreten Forderungen aus der bestehenden Kriegslage. Wesentliches Ziel der 14 Punkte ist die Sicherung eines dauerhaften Friedens (Friedenssicherungsgedanke) 

· Beseitigung der Geheimdiplomatie

· Freiheit der Meere und des internationalen Handelsverkehrs

· Garantien für eine weitgehende Abrüstung

· Unparteiische Schlichtung der Kolonialstreitigkeiten

· Internationalisierung der Dardanellen

· Prinzip des Nationalstaats als Grundlage der internationalen Ordnung

· Forderung nach Auflösung der beiden Nationalitätenstaaten Österreich-Ungarn und der Türkei

· Bildung einer Vereinigung der Nationen (Völkerbund) zur Sicherung der politischen Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit der Staaten

In der Staatenpraxis konnte sich Wilson mit seinen 14 Punkten nicht durchsetzen. Der Versailler Vertrag weicht erheblich vom Programm Wilsons ab.

(2) Völkerbund
The prime purpose of the League of Nations was the promotion of international cooperation and the achievement of peace and security by the acceptance on the part of the parties, in principle, of “obligations not to resort to war”. The absolute right of states to go to war was not intended to be excluded altogether. Thus, member States of the League were submitted to a cooling-off period of three month before going to war. 

The League system in the field of peace and security failed. It suffered in practice from the abstention of the USA which did not join the League and from inherent conntradictions in the concept of collective security. Shaped in the form of a mere association of self-interested states the concept assumes that all states have an equally strong interest in preventing aggression, and that all states are willing to take the same risk to achieve this. If a great power is involved in an act of aggression, the validity of this assumption may wsell be very much open to doubt (see Malanczuk, Moder introduction to international law, 7th ed, p.25).

Briand-Kellog-Pakt

27. August 1928 – Unterzeichnung in Paris

„Erklärung von Absichten“, die auch durch ihre vertragliche Form nicht den Charakter von Rechtspflichten annehmen. Der Vorschlag zur Unterzeichnung des Paktes kam vom us-amerikanischen Staatssekretär Kellogg, „to make war more difficult“.

„Der Deutsche Reichspräsident, der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, Seine Majestät der König von Belgien, der Präsident der Französischen Republik, Seine Majestät der König von Großbritannien, Irland und den Britischen Dominions in Übersee, Kaiser von Indien, Seine Majestät der König von Italien, Seine Majestät der Kaiser von Japan, der Präsident der Republik Polen, der Präsident der Tschechoslowakischen Republik...

In der Überzeugung, dass die Zeit gekommen ist, einen offenen Verzicht auf den Krieg als Werkzeug nationaler Politik auszusprechen, um die jetzt zwischen ihren Völkern bestehenden friedlichen und freundschaftlichen Beziehungen dauernd aufrechtzuerhalten,

In der Überzeugung, dass jede Veränderung in ihren gegenseitigen Beziehungen nur durch friedliche Mittel angestrebt werden und nur das Ergebnis eines friedlichen und geordneten Verfahrens sein sollte und dass jede Signatarmacht, die in Zukunft danach strebt, ihre nationalen Interessen dadurch zu fördern, dass sie zum Kriege schreitet, der Vorteile, die dieser Vertrag gewährt, verlustig erklärt werden sollte...

Haben beschlossen, einen Vertrag zu schließen, und zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: ..., die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten die folgenden Artikel vereinbart haben.

Artikel 1. Die Hohen Vertragschließenden Parteien erklären feierlich im Namen ihrer Völker, dass sie den Krieg als Mittel für die Lösung internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug nationaler Politik in ihren gegenseitigen Beziehungen verzichten.

Artikel 2. Die Hohen Vertragschließenden Parteien vereinbaren, dass die Regelung oder Entscheidung aller Streitigkeiten oder Konflikte, die zwischen ihnen entstehen könnten, welcher Art oder welchen Ursprungs sie auch sein mögen, niemals anders als durch friedliche Mittel angestrebt werden soll.

Nach Artikel 3 stand der Pakt dem Beitritt aller anderen Mächte der Welt offen. Bis ende 1929 hatten ihn vierundfünfzig Staaten unterzeichnet.

Nach Ansicht der republikanischen Administration, der Kellogg angehörte, sollte der internationale Frieden nicht durch die politische Organisation des Völkerbundes (Wilson, demokratisches Konzept), sondern vor allem durch den Zwang der öffentlichen Meinung gesichert werden. Vorgesehen waren ferner ein völkerrechtliches Gesetzbuch und eine obligatorische Rechtsprechung eines internationalen Gerichtshofs, die der Kellogg-Pakt aber selbst noch nicht enthielt.

In den Verhandlungen, die zum Abschluß des Kellogg-Paktes führten, war von britischer und französischer Seite klargestellt worden, dass die Regeln über den Verteidigungskrieg, über die Wahrnehmung von Sicherheitsinteressen noch die bestehenden Sicherheits-, Hilfeleistungs- und Neutralitätsverträge im Widerspruch zum Kriegsverzicht des Kellogg-Paktes stehen sollten. Aus diesen unangefochten fortbestehenden Völkerrechtsgrundlagen über den Krieg und die Kriegsführung ergibt sich im Umkehrschluß, dass das breite Einverständnis der Staaten mit dem Briand-Kellogg-Pakt im wesentlichen nur auf den Ausschluß des Angriffskriegs gerichtet war. Dies entsprach insbesondere der französischen Position. Der Sache nach stellt der Briand-Kellogg-Pakt eine neu formulierte Variante der alten Lehre vom „gerechten Krieg“ dar. 

Atlantik Charter

14. August 1941 – Unterzeichnung der “Atlantik-Charter” durch Roosevelt und Churchill an Bord des Schlachtschiffes „Prince of Wales“

„Der Präsident der Vereinigten Staaten und Premierminister Churchill als Vertreter Seiner Majestät Regierung des Vereinigten Königreichs trafen sich auf See. Sie haben die Gefahren betrachtet, die der Weltzivilisation aus der Politik der auf Eroberungen beruhenden Militärherrschaft drohen, welche die Deutsche Hitler-Regierung und andere mit ihr verbündete Regierungen befolgen; sie sind sich ferner über die Schritte klargeworden, die ihre beiden Länder im Hinblick auf diese Gefahren zu ihrer Sicherheit unternehmen wollen. Sie haben sich auf folgende gemeinsame Erklärung geeinigt: 

Der Präsident der Vereinigten Staaten und der Premierminister Mr. Churchill als Vertreter der Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich halten es nach gemeinsamer Besprechung für richtig, gewisse gemeinsame Grundsätze der nationalen Politik ihrer beiden Länder bekanntzumachen, auf die sie ihre Hoffnung auf eine bessere Zukunft für die Welt gründen:

1. Ihre Länder erstreben keine Gebiets- oder sonstige Vergrößerung

2. Sie wünschen, dass keine Gebietsveränderungen erfolgen, die nicht mit den frei zum Ausdruck gebrachten Wünschen der betreffenden Völker übereinstimmen;

3. 3. Sie anerkennen das Recht aller Völker, die Regierungsform zu wählen, unter der sie leben wollen; und sie wünschen, dass Souveränität und Selbstregierung denen zurückgegeben werden, die ihrer gewaltsam beraubt worden sind;

4. Sie werden sich unter gebührender Berücksichtigung ihrer bestehenden Verpflichtungen dafür einsetzen, dass alle Staaten, groß oder klein, Sieger oder Besiegte, unter gleichen Bedingungen Zugang zum Handel und zu den Rohstoffen der Welt haben, die zu ihrem wirtschaftlichen Gedeihen notwendig sind;

5. Sie wünschen unter allen Nationen weitestgehende Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet herbeizuführen mit dem Ziel, für alle verbesserte Arbeitsverhältnisse, wirtschaftlichen Fortschritt und soziale Sicherheit zu erreichen;

6. Sie hoffen, dass nach der endgültigen Vernichtung der Nazi-Tyrannei ein Friede aufgerichtet wird, der allen Nationen die Möglichkeit gibt, in Sicherheit innerhalb ihrer eigenen Grenzen zu leben, und der Gewähr dafür bietet, dass alle Menschen in allen Ländern ihre Tage ffrei von Furcht und Mangel verbringen können;

7. Ein solcher Friede muß es allen Menschen ermöglichen, die hohe See und die Ozeane ungehindert zu befahren;

8. Sie glauben, dass alle Nationen der Welt aus sachlichen wie aus ideellen Gründen dazu gelangen müssen, auf die Anwendung von Gewalt zu verzichten. Da ein künftiger Friede nicht erhalten werden kann, wenn Nationen, die mit Angriffen außerhalb ihrer Grenzen drohen oder drohen könnten, weiterhin im Besitz von Waffen für den Land-, See- oder Luftkrieg bleiben, glauben sie, dass bis zum Aufbau eines umfassenden, dauernden Systems der allgemeinen Sicherheit die Entwaffnung solcher Nationen unvermeidlich ist. Sie werden ebenso alle anderen durchgeführten Maßnahmen unterstützen und fördern, um den friedliebenden Völkern die erdrückende Rüstungslast zu erleichtern.“

(American Journal of International Law 35 (1941), S.191 f.).

Entwicklungen seit dem Ende des Kalten Krieges (Neue Staaten, „neue Kriege“, Zusammenbruch der Nachkriegsordnung): Krise des Völkerrechts

1. Das klassische Völkerrecht hat mit dem souveränen Territorialstaat eine maßgebliche Grundlage für ein modernes universales Völkerrecht geschaffen. Eine umfassende Völkerrechtsordnung konnte allein vom klassischen Ansatz her nicht gelingen. Das hat mehrere Gründe. Der erste ist der Begriff und das Konzept des Staates in den internationalen Beziehungen. Es ist vom klassischen Ansatz her ein rein politisches Konzept geblieben, gegründet auf Machtstaaten, die ein definiertes Territorium effektiv beherrschen.

2. Mit dieser allein auf die politische Praxis ausgerichteten Methode standen die Akteure des Spiels fest: diejenigen politischen Kräfte, die effektiv in der Lage waren, sich eines definierten Territoriums zu bemächtigen und es dauerhaft zu beherrschen. Juristische Bedeutung im Sinne einer möglichen Rechtsgrundlage für eine Völkerrechtsordnung kommt hierbei im wesentlichen nur den Grenzen zu. Sie sind das Ergebnis jahrhundetealter, mitunter jahrtausendealter Besiedelungsentwicklungen, die maßgeblich durch den Krieg als Mittel der Selbstbehauptung bestimmt waren. Die rechtliche Unverletzlichkeit und die allseitige Achtung von Grenzen bleibt jedoch für einen rechtlichen Staatsbegriff viel zu rudimentär. Für die Entstehung, den Untergang und die Nachfolge von Staaten hat das klassische Völkerrecht keine verbindlichen Rechtsregeln entwickelt.

3. Die Regeln des klassischen Völkerrechts bleiben auf den Besitz und den Erwerb von Territorien beschränkt und regeln im übrigen verfahrensmäßig den Umgang vorhandener Staaten miteinander. In diesem System kommt alles auf die Frage an, wer die existierenden Staaten sind und wer sie repräsentiert. Die Repräsentationsfrage bleibt – wiederum machtpolitisch – auf die Ebene der aussenpolitischen Beziehungen von Staaten untereinander beschränkt. Vollmachten, Beglaubigungsschreiben zur Aussenvertretung etc. werden von den Regierungen ausgestellt, also von den tatsächlichen Machthabern. Das Völkerrecht zeichnet diese Praxis lediglich nach, ohne an die Rechtmäßigkeit der Ausübung von Regierungsgewalt in diesem Zusammeenhang irgendwelche Anforderungen zu stellen. Auch der Diktator, auch das Völkermordrégime ist auf der internationalen Ebene bevollmächtigender und in seinen Bevollmächtigten gleichberechtigt anerkannter völkerrechtlicher Akteur, solange nur die häusliche politische Macht erhalten bleibt.

4. Erst die Ansätze eines modernen Völkerrechts in der amerikanischen und französischen Revolution haben zu rechtlichen Mindestanforderungen an die Begründung und Ausübung nationaler Staatsgewalt geführt. In der Umsetzung dieser Mindestanforderungen wurde es prinzipiell möglich, auch auf internationaler Ebene zwischen rechtlich begründeter Staatsgewalt und blosser Machtstaatlichkeit zu unterscheiden. Auch in der Weiterentwicklung des modernen Völkerrechts bis in unsere Zeit hinein ist dieser Ansatz jedoch nie so weit entwickelt worden, dass die bloße Machtstaatlichkeit, also die rein exekutive und effektive Beherrschung eines Territoriums und seiner Bevölkerung durch eine zentrale Regierungsgewalt das Etikett einer Völkerrechtswidrigkeit erhielt. Welche Staaten Unrechtsstaaten sind und welche Regierungen rechtswidrige Gewaltherrschaften, dafür liefert das Völkerrecht keine unmittelbaren Entscheidungsmaßstäbe. Völkerrechtlich gibt es weder den Tatbestand des Unrechtsstaats noch den Tatbestand der Unrechtsregierung. Die Frage der Rechtmäßigkeit staatlicher Gewalt im Verhältnis zur Bevölkerung bleibt dem nationalen Recht überlassen. Im Unterschied zur Relationalität und Relativität einer Völkerrechtsordnung, welche die nationalrechtlichen Grundlagen der Staatsgewalt ausklammert, mündet diese Ausrichtung der Staatsgewalt und ihrer Begründung im Verhältnis zur eigenen Bevölkerung nicht in einer „relativen Normativität“, weil eben in diesem Verhältnis die Grundlagen von rechtlicher Begründung von Staatsgewalt liegen. 
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3 Völkerrechtssubjekte

Staaten: Originäre Völkerrechtssubjekte

Das Konzept der Rechtspersönlichkeit im Völkerrecht

“Die Fähigkeit, rechtsverbindliche Entscheidungen treffen zu können, also rechtlich handeln zu können, ist das verlässliche Anzeichen dafür,  ´Rechtspersönlichkeit` zu haben. Nur Personen im Rechtssinne haben die Kapazität, verbindlich vorgeschriebene Rechtshandlungen vorzunehmen. Kapazität schließt Persönlichkeit ein, wobei unter Kapazität stets die Fähigkeit zur Vornahme bestimmter Handlungen zu verstehen ist. Daher ist “Persönlichkeit” ein anderer Ausdruck dafür, dass ein politischer Verband vom Völkerrecht mit Rechtsfähigkeit ausgestattet ist. Aber: Verband A mag die Fähigkeit haben, Handlungen  X und Y vorzunehmen, nicht aber Handlung Z, während Verband B Handlungen Y und Z vornehmen kann, nicht aber X, und Verband alle drei Handlungen vornehmen kann. “Persönlichkeit” von Völkerrechtssubjekten ist somit kein Synonym für die Fähigkeit zur Vornahme jeglicher Rechtshandlungen schlechthin, sondern es ist ein Index dafür, bestimmte und womöglich unterschiedliche Rechtshandlungen vornehmen zu können.” 

(D.P. O’Connell, International Law Vol. I, S. 81).    
STAATSORGANE
Staaten sind durch ihre Organe völkerrechtlich handlungsfähig. Organe sind satzungsmäßig – verfassungsrechtlich – bestellte Vertreter.

Über welche Organe ein Staat verfügt, entscheidet seine Staatsverfassung. Als zwischenstaatliches Recht kann Völkerrecht weder Staatsorgane schaffen noch verfassungsrechtlich bestellte Staatsorgane ihrer staatsrechtlichen Handlungsfähigkeit berauben.

Wenn im Völkerrecht von “Staatsorgan” gesprochen wird, so sind damit üblicherweise über das nationale Verfassungsrecht hinaus auch de facto-Repräsentanten oder von Verfassungsorganen kurzfristig ermächtigte Vertreter gemeint.    
ORGAN
KOMPETENZ     -       AMT       -        AMTSINHABER

· Kompetenz

· Staatsorganisationsrechtliche Zuständigkeit zur Vornahme rechtswirksamer Staatshandlungen nach innen und außen
· Funktion (Staatsaufgabe)
·  Amt

Organisationsinterne Bündelung von Funktionen

FOLGE: Rechtlich verselbständigte Organisation unabhängig von den jeweiligen Amtsinhabern
“Legal action is the index of juristic personality; only persons comprehended by the law can perform actions prescribed by the law…Capacity implies personality, but always it is capacity to do those particular acts. Therefore “personality” as a term is only shorthand for the proposition that an entity is endowed by international law with legal capacity. But entity A may have capacity to perform acts X and Y, but not act Z, entity B to perform acts 
Y and Z but not act X, and entity C to perform all three. “Personality” is not, therefore, a synonym for capacity to perform acts X, Y and Z; it is an index, not of capacity per se, but of specific and different capacities.” (D.P. O`Connell, International Law Vol.I, p.81).

The International Court of Justice warned in the Reparations for Injuries Suffered in the Service of the United Nations case against attributing uniform qualities to all persons: 

“The subjects of law in any legal system are not necessarily identical in their nature or in the extent of their rights, and their nature depends upon the needs of the community. Throughout its history, the development of international law has been influenced by the requirements of international life, and the progressive increase in the collective activities of States has already given rise to instances of action upon the international plane by certain entities which are not States.” (I.C.J. Reports 1949, p.174 and 178).

Personality in international law is not reserved to entities with the capacity to perform all of the acts that States perform. The legal capacity of subjects of international law which are not States depends on the act of incorporation as defined by the individual existing members, be it States or international organisations.

“This is not to say, however, that international law allows for the indiscriminate spawning of new legal entities at the whim of existing States. Such a conclusion would be absurd. For the creation of personality in communities international law lays down conditions of territory, population, and constitutional competence; for the creation of it in international organisations it requires an organisations goal common to the bulk of States, and machinery for the realisation of that goal that cannot operate without capacity to act internationally. Recognition or non-recognition by other than the creating entities cannot affect a personality which international law brings into being through the operation of these conditions” (D.P. O`Connell, International Law Vol.I, p.84).

Maastricht-Urteil (BVerfG 89, 155, 187 f.)

- Kompetenzübertragung auf Staatenverbund, Ermächtigungsgrundlage (Zustimmungsgesetz), Handlungsermächtigung der EU –

„ Mit Rücksicht darauf, daß der Text eines völkerrechtlichen Vertrags mit den Vertragsparteien ausgehandelt werden muß, können... an die Bestimmtheit und Dichte der Vertragsregelungen nicht Anforderungen gestellt werden, wie sie der Parlamentsvorbehalt sonst für ein Gesetz vorgibt (BVerfG 77, 170, 231). Entscheidend ist, daß die Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland und die daraus sich ergebenden Rechte und Pflichten – insbesondere auch das rechtsverbindliche unmittelbare Tätigwerden der Europäischen Gemeinschaften im innerstaatlichen Rechtsraum – für den Gesetzgeber voraussehbar im Vertrag umschrieben und durch ihn im Zustimmungsgesetz hinreichend bestimmbar normiert worden ist (BVerfG 58, 1, 37). Das bedeutet zugleich, daß spätere wesentliche Änderungen des im Unions-Vertrag angelegten Integrationsprogramms und seiner Handlungsermächtigungen nicht mehr vom Zustimmungsgesetz zu diesem Vertrag gedeckt sind. Würden etwa europäische Einrichtungen oder Organe den Unions-Vertrag in einer Weise handhaben oder fortbilden, die von dem Vertrag, wie er dem deutschen Zustimmungsgesetz zugrunde liegt, nicht mehr gedeckt wäre, so wären die daraus hervorgehenden Rechtsakte im deutschen Hoheitsbereich nicht verbindlich. Die deutschen Staatsorgane wären aus verfassungsrechtlichen Gründen gehindert, diese Rechtsakte in Deutschland anzuwenden...“

Völkerrechtssubjekte – Völkerrechtlich geschaffene Staatsverfassungen

Staatsgründung durch Friedensvertragsschluß

Bosnien-Herzegowina

Am 6. 3. 1992 erklärte Bosnien-Herzegowina seine Unabhängigkeit. Am 21.11.1995 wurde in Dayton in den Vereinigten Staaten von Amerika das „Framework Agreement for Peace in Bosnia and Herzegowina“ paraphiert (ILM 35, 1996, S. 170 ff.). Dieses Dayton-Abkommen bestimmt in Art. 5: „The Parties welcome and endorse the arrangements that have been made concerning the constitution of Bosnia and Herzegowina, as set force in Annex 4. The Parties shall fully respect and promote fulfilment of the commitments made therein.“ Annex 4 enthält den Text der Verfassung von Bosnien-Herzegowina.

Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen und demokratischen Österreich vom 15. Mai 1955

Präambel

Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland, die Vereinigten Staaten von Amerika und Frankreich, in der Folge die Alliierten und Assoziierten Mächte genannt, einerseits und Österreich andererseits;

Im Hinblick darauf, daß Hitler-Deutschland am 13. März 1938 Österreich mit Gewalt annektierte und sein Gebiet dem Deutschen Reich einverleibte;...

Artikel 1

Die Alliierten und Assoziierten Mächte anerkennen, daß Österreich als ein souveräner, unabhängiger und demokratischer Staat wiederhergestellt ist.

Artikel 2

Die Alliierten und Assoziierten Mächte erklären, daß sie die Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit Österreichs, wie sie gemäß dem vorliegenden Vertrag festgelegt sind, achten werden.

Artikel 3

Die Alliierten und Assoziierten Mächte werden in den deutschen Friedensvertrag Bestimmungen aufnehmen, welche die Anerkennung der Souveränität und Unabhängigkeit Österreichs durch Deutschland und den Verzicht Deutschlands auf alle territorialen und politischen Ansprüche in bezug auf Österreich und österreichisches Staatsgebiet sichern.

Artikel 4

Die Alliierten und Assoziierten Mächte erklären, daß eine politische oder wirtschaftliche Vereinigung zwischen Österreich und Deutschland verboten ist. Österreich anerkennt voll und ganz seine Verantwortlichkeiten auf diesem Gebiete und wird keine wie immer geartete politische oder wirtschaftliche Vereinigung mit Deutschland eingehen...

Artikel 5

Die Grenzen Österreichs sind jene, die am 1. Jänner 1938 bestanden haben.

Internationale Organisationen

Internationale Organisationen, die aus zwei oder mehreren Staaten gebildet werden, sind sowohl nach dem innerstaatlichen Recht des Sitzstaats als auch nach Völkerrecht rechts- und handlungsfähig (Völkerrechtssubjekte), wenn sie über folgende Elemente verfügen:

· auf Dauer angelegte Vereinigung von zwei oder mehreren Staaten

· die Vereinigung muß durch eine Einigung der Gründungsstaaten auf dem Gebiet des Völkerrechts zustandegekommen sein

· die Organisation muß mit der selbstständigen Wahrnehmung eigener Aufgaben betraut sein

· dafür muß sie über Organe verfügen, welche die rechtliche Handlungsfähigkeit, insbesondere die Beschlußfähigkeit, der Organisation gewährleisten

Reparation For Injuries-Case (ICJ 1948)

“In the opinion of the Court, the Organization was intended to exercise and enjoy, and is in fact exercising and anjoying, functions and rights which can only be explained on the basis of the possession of a large measure of international personality and the capacity to operate upon an international plane. It is at present the supreme type of international organization, and it could not carry out the intentions of its founders if it was devoid of international personality. It must be acknowledged that its Members, by entrusting certain functions to it, with the attendant duties and responsibilities, have clothed it with the competence required to enable those functions to be effectively discharged. Accordingly, the Court comes to the conclusion that the Organization is an international person.”

Haftung Internationaler Organisationen

Internationaler Zinnrat

Der Internationale Zinnrat war eine Rohstofforganisation mit Sitz in London. Der Zinnrat sollte nach seinem Gründungsvertrag durch den An- und Verkauf von Zinn über ein sog. „Ausgleichslager“ auf einen angemessenen Weltmarktpreis für das Metall hinwirken. Risikoreiche Geschäfte des Lagermanagers an der Londoner Metallbörse führten zur völligen Überschuldung des Internationalen Zinnrates gegenüber privaten Gläubigern. Nach mehreren Gerichtsverfahren gegen den Zinnrat selbst und einzelne Mitglieder (darunter das Vereinigte Königreich, die Bundesrepublik und die EG) vor britischen und amerikanischen Gerichten sowie gegen die EG vor dem EuGH kam es schließlich zu einer außergerichtlichen Streitbeilegung durch Vergleich (House of Lords, J.H. Rayner Ltd. v. Department of Trade (1990) 2 A. C. 418).

Nicht-Regierungs-Organisationen (NGO´s)

International organizations are different from non-governmental-organizations (NGO´s) which are set up by individuals or groups of individuals. The role of NGO´s in the international legal system is primarily an informal one.

The Rainbow Warrier Affair

For many years France had been conducting underground nuclear tests on the Mururoa Atoll in French Polynesia, alleging that these tests had no real consequences for the environment. Greenpeace had led protests against the French tests for more than fifteen years, including attempts, opposed by the French navy, to send vessels into the waters prohibited for navigation by France which surround the Mururoa Atoll, particularly in 1973 and 1982. In 1985 Greenpeace again planned to send several ships, including the Rainbow Warrior, registered in Britain, into the neighbourhood of the nuclear testing area. On 10 July 1985, an undercover operation ordered by the French military security service sank the Rainbow Warrior in New Zealand´s Auckland Harbour with two explosive devices and thereby also killed a crewman. Two French agent caught in New Zealand were sentenced to ten years imprisonment for manslaughter and seven years for wilful damage (the terms to run concurrently). The French government refused to extradite to New Zealand other officials involved, and sought negotiations for the release and return to France of the two agents who, it argued, had acted under military orders.

New Zealand suspended the negotiations in May 1986 after France had imposed economic sanctions by impeding New Zealand imports. In June 1986 the two states agreed to refer all issues to the Secretary-General of the UN for a ruling. Perez de Cuellar achieved a quick settlement in July 1986 (New Zealand v. France case, ILR 74 (1987), 241, see also ILM 26 (1987), p.1346). It required France to convey to New Zealand a formal and unqualified apology for the attack, contrary to international law, to pay compensation to New Zealand in the amount of US $ 7 million and to discontinue opposing New Zealand imports into the European Community. New Zealand was required to transfer the two agents to the French military authorities, who were to keep them isolated under military discipline for a period of three years on the island of Hao in French Polynesia. They were to be prohibited from leaving the island for any reason, except with the mutual consent of the two governments. Finally, the ruling of the Secretary-General provided for an agreement of the two parties on a mechanism of binding arbitration on further disputes concerning the implementation of the matter.

These terms to settle the affair were originally carried out by the governments, but at the end of 1987 and some months later in 1988 France unilaterally allowed the two agents to return to France from the island of Hao, partly for alleged medical reasons. This led to a decision of an arbitral tribunal on 30 April 1990, distinguishing between the two cases of repatriation of the agents. In the first case, France was not found to be in violation of its obligations towards New Zealand by repatriating the agent on 13 Dezember 1987, but by failing to order his return to Hao by 12 February 1988. In the second case, France was held responsible for a breach by failing to make effort in good faith on 5 May 1988 to obtain the consent of New Zealand and by failing to return the agent on 5 and 6 May 1988. In a way following the spirit of the ancient Jewish King Solomon, the Tribunal also made the recommendation that the two governments should establish a fund for the purpose of promoting friendly relations between the citizens of both countries, into which the French government was asked to pay 2 million US $. 
Transnational tätige Unternehmen

Transnational Corporation (TNC)
(UN Code of Conduct on Transnational Corporations, in: I. Seidl-Hohenveldern (Hrsg.) Völkerrecht, Lexikon des Rechts, 3. Aufl. 2001, S.288)

A transnational corporation is an enterprise, comprising entities in two or more countries, regardless of the legal form and fields of activity, which operates under a system of decision-making, permitting coherent policies and a common strategy through one or more decision-making centers, in which the entities are so linked, by ownership or otherwise, that one or more of them may be able to exercise a significant influence over the activities of others, and, in particular, to share kowledge, resources and responsibilities with the others.“
Die – umstrittene - These von der beschränkten Völkerrechtspersönlichkeit von TNC’s

Unter Berufung auf den Schiedsspruch Dupuy’s im Rechtsstreit zwischen zwei amerikanischen Ölgesellschaften und dem Staat Libyen (Libya Oil Companies Arbitration, EPIL, vol. III, S. 215 ff.) wird im Schrifttum die Ansicht vertreten, TNC’s könne unter bestimmten Voraussetzungen beschränkte Völkerrechtspersönlichkeit zukommen. Zentrale Voraussetzung hierfür sei ein
· Vertrag zwischen einem Staat und einem transnationalen Unternehmen, in welchem der Staat diesem Unternehmen einen (beschränkt) völkerrechtlichen Status einräume („internationalisierter Vertrag“).

· Bei einem solchen Vertrag handelt es sich in der Regel um einen Vertrag, der eine sog. Internationalisierungsklausel enthält. Diese Klausel besagt, dass im Falle von Rechtsstreitigkeiten über etwaige Vertragspflichten oder Vertragsverletzungen unter den Vertragspartnern nicht das nationale Recht des Vertragsstaates oder des Herkunftslandes der TNC zur Anwendung komme, sondern Völkerrecht.

Der Schluß aus einer solchen Internationalisierungsklausel auf eine beschränkte Völkerrechtssubjektivität einer TNC trägt nicht. Die Völkerrechtssubjektivität einer TNC könnte sich nur aus dem Inhalt ihres jeweiligen Organisations- bzw. Unternehmensziels ergeben. Diese Zielsetzung ist und bleibt auf Handelsgeschäfte ausgerichtet, ggf. darüber hinaus auf bestimmte Formen der Urproduktion (Rohstoffgewinnung). Das ist eine ökonomisch-kommerzielle, keine politische Zielsetzung. Vertragliche Internationalisierungsklauseln mit einem Staat ändern hieran nichts. 
Aufständische und nationale Befreiungsbewegungen

The term “insurgents” usually refers to individuals who wish to set up a new governement or a new state against the established authorities. Insurgents in a civil war have long been recognized in international law as subjects having certain rights and duties because they control some territory and might become the effective new government of the state.

As a de facto-Régime over parts of the territory of the country acts of insurgents are considered to be acts of the State as far as the acts in question remain within the realm of normal state administration. 

See Art. 14 and 15 ILC-Draft Articles on State Responsibility 

(after Second Reading now new Art. 10 ILC-Draft: Responsibility of Insurgents)

Ethnische Minderheiten und Ur-Bevölkerungen

(1) According to the United Nations Special Rapporteur, Capotorti, in his Study on the Rights of Persons Belonging to Ethnic, Religious and Linguistic Minorities of 1977, “minority” is defined as follows:

“A group numerically inferior to the rest of the population of a State, in a non-dominant position, whose members – being nationals of the State – possess ethnic, religious or linguistic characteristics differing from those of the rest of the population and show, if only implicitly, a sense of solidarity directed towards preserving their culture, traditions, religion oder language”.

On two reasons, discussions among scholars and politicians in international law regarding the status of ethnic minorities are more complicated and controversial as those on the status of individuals and companies. 

Firstly, legal questions of the status of ethnic minorities are related to the principle of self-determination (danger of secession).

Secondly, the problem is connected with the danger of possible intervention of a mother country.

(2) A definition of indigenous peoples was formulated by J.R. Martinez, Special Rapporteur of the United Nations in his Study of the Problem of Discrimination against Indigenous Populations, in 1983:

“Indigenous communities, peoples and nations are those which, having a historical continuity with pre-invasion andn pre-colonial societies that developed on their territories, consider themselves distinct from other sectors of the societies now prevailing in those territories, or parts of them. They form at present non-dominant sectors of society and are determined to preserve, develop and tranmit to future generations their ancestral territories, and their ethnic identity, as cultural patterns, social institutions and legal systems…On an individual basis, an indigenous person is one who belongs to these indigenous populations through self-identification as indigenous (group consciousness) and is recognized and accepted by these populations as one of its members (acceptance by the group).”

Indigenous people by their refusal to be identified as simple minorities claim to qualify for a specific legal status in international which possibly opens the way for specific rights.

Principle 22 of the Rio Declaration on Environment and Development states:

“Indigenous people and their communities, and other local communities, have a vital role in environmental mangement and development because of their knowledge and traditional practices. States should recognize and duly support their identity, culture and interests and enable their effective participation in the achievement of sustainable development.”

Individuen

“Modern international law has seen a growing tendency to admit that individuals have some degree of international personality, but the whole subject is extremely controversial. Very many rules of international law exist for the benefit of individuals and companies, but that does not necessarily mean that the rules create rights for the individual and companies. Even when a treaty expressly says that individuals and companies shall enjoy certain rights, one has to read the treaty very carefully to ascertain whether the rights exist directly under international law, or whether the states party to the treaty are merely under an obligation to grant municipal law rights to the individuals or companies concerned.

One way of proving that the rights of the individuals or companies exist under international law is to show that the treaty conferring the rights gives the individuals or companies access to an international tribunal in order to enforce their rights. Most international tribunals are not open to individuals or companies, for instance, Art.34 of the Statute of the International Court of Justice provides that only states may be parties to contentious cases before the Court.

Exceptions:

The International Bank for Reconstruction and Development (the World Bank) has set up an international arbitral tribunal to hear disputes arising out of investments between states and the nationals of other states (ICSID)

At the Iran-United States Claims Tribunal, individuals and companies which are nationals of one of the two parties have legal standing under certain conditions.

The Procedure of the United Nations Compensation Commission (UNCC), set up by the UN Security Council in Geneva in 1991 after the defeat of Iraq in the Second Gulf War, even attempts to five priority to the masses of claims of individual victims rather than to the claims of big companies against Iraq (it is not, however, really operating as an arbitral or judicial body).

The Permanent Court of Arbitration (PCA) in The Hague in 1993 modified its procedure to encourage access of “Parties of which only one is a State”.

Under the 1988 Canada-United States Free Trade Agreement (FTA, ILM 27 (1988), 281) private parties have access to binational panels which can reach binding decisions in certain cases.

The procedure has also made part of the North American Free Trade Agreement (NAFTA).

(Malanczuk, Modern Introduction, p.100-01).

4 Staaten

Convention on Rights and Duties of States. Montevideo-Convention (Dec. 26, 1933)

Article 1. The state as a person of international law should possess the following qualifications: (a) a permanent population; (b) a defined territory; ( c ) government; and (d) capacity to enter into relations with the other states. 

(1) Population

According to some writers the State population is the most important element of the notion of the State, because territory and government must serve the welfare of the population Doehring).

- zu kurz. Kein brauchbares Gattungsmerkmal.

The State itself is an organization whose primary task is to support human beings. Membership in the State population is determined by domestic laws on nationality, international law leaves it to the discretion of every State to define the nature of nationality, be it under the principles of jus sanguinis or jus soli, or a mixture to the two (Doehring).

- Under international law it makes no difference whether the establishment of the acting government reposes directly on the will of the State population, whether the legitimacy of the government derives from a previously existing government or, lastly, whether the acting government has come to power through the support of other States. The only essential factor is that the government in exercising its power, must be capable of acting 

(2) Defined Territory

International law, as it is construed today, began its existence when societies, organized under governments, claimed exclusive jurisdiction over a delimited territory (Territorial Sovereignty). State territory is of essential importance for the application of international law, because inside this territory the competent government is exclusively entitled to take legal and factual measures. A government, therefore, which tries to exercise authority beyond its territory would commit a violation of international law, if its actions were extended to the territories of other States. Conversely, every State is entitled to prohibit and to hinder such actions by another State (Doehring).

In terms of the principle of effectiveness, the control of territory is the essence of a state. This is the basis of the central notion of “territorial sovereignty”, establishing the exclusive competence to take legal und factual measures within that territory and prohibiting foreign governments from exercising authority in the same area without consent. 

Island of Palmas case (Judge Huber)

“Territorial sovereignty…involves the exclusive right to display the activities of a State. This right has as a corollary a duty: the obligation to protect within the territory the rights of other States, in particular their right to integrity and inviolability in peace an war, together with the rights which each State can claim for its nationals in foreign territory. Without manifesting its territorial sovereignty in a manner corresponding to circumstances, the State cannot fulfill this duty. Territorial sovereignty cannot limit itself to its negative side, i.e. to excluding the activities of other States; for it serves to divide between the nations the space upon which human activities are employed, in order to assure them at all points the minimum of protection of which international law is the guardian” (Island of Palmas case, RIAA II (1928) 829, 839).

Delimited territory means in principle legally defined borderlines: geographical criteria, history, treaties between neighbour-States delineating borders or solving borderline-disputes.

North Sea Continental Shelf cases (I.C.J. Reports 1969, p.3 and 33)

Art.2 – 16 Law of the Sea Convention (Territorial Sea)
(3) Governmental authority (central executive power)

A State under international law only exists if the population, living on a delimited territory, is subject to the authority of a government which exeyrcises jurisdiction corresponding to the requirements of international law (effectiveness). This notion of government also needs a subtle interpretation.

- Under international law it makes no difference whether the establishment of the acting government reposes directly on the will of the State population, whether the legitimacy of the government derives from a previously existing government or, lastly, whether the acting government has come to power through the support of other States. The only essential factor is that the government in exercising its power, must be capable of acting 

Historically, modern international law is paralleled with the beginning of the modern age. When it comes to the role of states, the modern age began with the Westphalian Peace Treaty, which laid down the concept of the territorially defined sovereign state. Structural elements of this concept are:

· Equality of states (which are legally and politically able to claim and to protect and defend their sovereignty)

· Equality of states as an interchangeable system and promise for all states in the world which are willing and able to reach the level of state sovereignty (“globalisation” of the world on the basis of sovereign states – never reached)

· Neutrality of the state (result of its objektive elements of state organisation: legally defined state functions, decision-making-processes based on law (not on varying political opportunities) – procedurally regulated state actions, legally based on statutory state functions, which guarantee the possibility of results in the “common interest” – no: the “common interest” of the decision-making process of the Rechtsstaat is guaranteed by the legal rules of participating directly or being represented indirectly in this process. In both ways it is a collectively (no: procedurally) controllod way of decision-making beyond the individual-decision-making-process. – Consequence: independence of state institutions e.g. from religious influence or only particular interests serving economic-pressure groups (internal sovereignty = Allgemeinheit).

· General interest – From its legal origin: who is competent (legitimated) to define the common interest, the answer is: national representatives in state organs, legitimated to do this creative work according to the rules of procedure in national constitutions 

(4) Summary

Deficiencies of the Three-Elements-Approach: - Under international law it makes no difference whether the establishment of the acting government reposes directly on the will of the State population, whether the legitimacy of the government derives from a previously existing government or, lastly, whether the acting government has come to power through the support of other States. The only essential factor is that the government in exercising its power must be capable of acting 

(5) Self-determination and recognition as additional criteria

Some authors refer to other additional factors that may be relevant as criteria for states, such als self-determination and recognition. These, however, are not generally regarded as constitutive elements for a state. What really matters is territorial effectiveness.

Anerkennung von Staaten und Regierungen

States and Governments have to be determined separately under international law on several reasons. Firstly, change of government does not affect the personality of the State, and hence a successor government is required by international law to perform the obligations undertaken on behalf of the State by its predecessor. When two governments dispute for possession of the same country, international law provides special rules to attribute the consequences of competing governmental action to the state. Secondly, International law provides also different legal rules for de jure and de facto governments. This differentiation reflects a lack of legitimacy of de facto-governments under national or international law.

Völkerrechtliche Kontinuität von Staaten

Völkerrechtliche Kontinuität bedeutet das Fortbestehen eines Staates trotz grundlegender äußerer oder innerer Wandlung. 

Danach berühren

· revolutionäre Umwälzungen innerhalb eines Staates

· territoriale Veränderungen und

· Maßnahmen während einer kriegerischen Besetzung (occupatio bellica) 

nicht die Existenz des Staats als Völkerrechtssubjekt. Der Staatsuntergang tritt erst ein, wenn eines der drei Staatselemente dauerhaft fortfällt (failed State).

UdSSR – Rußland

Rußland ist nicht Rechtsnachfolger der UdSSR

Durch die Alma Ata-Erklärung vom 21.12.1991 haben elf Republiken der früheren Sowjet-Union die UdSSR aufgelöst. Die baltischen Staaten und Georgien waren schon vorher durch Sezession ausgeschieden.

Auch Rußland hatte bereits vor der Alma Ata-Erklärung durch Ratifizierung des Minsker GUS-Gründungsabkommens den Vertrag über die Gründung der UdSSR vom 30.12.1922 gekündigt.

